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Auf den 1. Januar 2016 sind einige Änderungen des Bundesgesetzes über den Kon‐

sumkredit (KKG; SR 221.214.1) in Kraft getreten. Und seit dem 1. Juli 2016 beträgt der 

Jahreszins höchstens 10 Prozent, für Kredit‐ und Kundenkarten 12 Prozent. 
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Neuer	Maximalzinssatz	
Art. 14 KKG schreibt vor, dass der effektive Jahreszins in der Regel 15 Prozent nicht übersteigen 

darf. Und er gibt dem Bundesrat die Kompetenz, ihn festzulegen. Dabei soll er die von der Natio‐

nalbank ermittelten, für die Refinanzierung des Konsumkreditgeschäftes massgeblichen Zinssätze 

berücksichtigen. Die neue Bestimmung in der Verordnung zieht den «Dreimonatslibor» heran, den 

durchschnittlichen Zinssatz, zu dem sich Banken untereinander ungesicherte Kredite mit einer 

Laufzeit von drei Monaten gewähren.  

Der Bundesrat machte per 1. Juli 2016 von seiner Kompetenz Gebrauch und beschloss, dass der 

Maximalzins 10 Prozentpunkte über dem Dreimonatslibor zu liegen kommt. Für Überziehungskre‐

dite auf laufendem Konto und für Kredit‐ und Kundenkarten beträgt der Zuschlag 12 Prozentpunk‐

te.  Zugleich legte der Bundesrat fest, dass der Maximalzinssatz nicht unter 10 Prozent, bezie‐

hungsweise 12 Prozent,  sinken kann, selbst wenn der Dreimonatslibor negativ ist. 

Das EJPD hat den Maximalzinssatz für 2017 in einer Verordnung auf 10 und 12 Prozent festgelegt. 

Art. 1 der Verordnung zum KKG 

alt:	 neu:	

Der	Zinssatz	nach	Art.	9	Absatz	2	Buchstabe	b	
KKG	darf	höchstens	15	Prozent	betragen	

1	Der	Höchstwert	für	den	Zinssatz	nach	Ar‐
tikel	9	Absatz	2	Buchstabe	b	KKG	(Höchst‐
zinssatz)	setzt	sich	zusammen	aus	dem	
von	der	Nationalbank	ermittelten	Drei‐
monatslibor	und	einem	Zuschlag	von	10	
Prozentpunkten;	dabei	wird	der	so	ermit‐
telte	Wert	gemäss	den	kaufmännischen	
Rundungsregeln	auf	die	nächstliegende	
ganze	Zahl	auf‐	oder	abgerundet.	Der	
Höchstzinssatz	beträgt	mindestens	10	
Prozent.	
2	Für	Überziehungskredite	auf	laufendem	
Konto	und	Kredit‐	und	Kundenkarten	mit	
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Kreditoption	beträgt	der	Zuschlag	auf	den	
Dreimonatslibor	12	Prozentpunkte.	Der	
Höchstzinssatz	beträgt	für	diese	Fälle	
mindestens	12	Prozent.	
3	Das	Eidgenössische	Justiz‐	und	Poli‐
zeidepartement	legt	den	Höchstzinssatz	
jährlich	fest.	

Game	over	für	die		«Expresskredite»	der	Bank‐now	
Der Gesetzgeber wollte den «Expresskrediten» der Bank‐now einen Riegel schieben. Die Bank‐now 

hatte mit einer aggressiven Kampagne "Bargeld in nur vier Stunden!" versprochen. Der «Express‐

kredit» belief sich auf maximal 10'000 Franken. Das KKG musste nicht beachtet werden, weil der 

Kredit samt 13,5 Prozent Zinsen spätestens nach einem Jahr zurückbezahlt werden musste. 

Eine Lücke ist geblieben: Kredite mit einer Laufzeit von höchstens drei Monaten fallen nicht unters 

KKG. Noch bevor die Revision in Kraft treten konnte, welche das Aus für den «Expresskredit» be‐

deutete, wurden am Kiosk (!) Minikredite für maximal 3000 Franken mit einer Laufzeit von maxi‐

mal drei Monaten angeboten. Die Geschichte des Konsumkreditrechts ist eine Geschichte der 

mehr oder weniger tauglichen Versuche, durch die Gesetzeslücken zu schlüpfen! 

Art. 7 Ausschluss 
1	Dieses	Gesetz	gilt	nicht	für:		

f.	 Kreditverträge,	nach	denen	die	Konsumentin	oder	der	Konsument	den	Kredit	entweder	
innert	höchstens	drei	Monaten	oder	in	nicht	mehr	als	vier	Raten	innert	höchstens	zwölf	
Monaten	zurückzahlen	muss;		

Redaktionelle	Verbesserungen	bei	der	Regelung	von		
Leasing	und	Plastikkarten	
Artikel 8 zählt die Gesetzesbestimmungen auf, welche für den Leasingvertrag, beziehungsweise für 

die Kredit‐ und Kundenkartenkonti und Überziehungskredite gelten sollen. Die Lehre war einhellig 

der Meinung, dass die Aufzählung unvollständig ist. Nun sind die redaktionellen Versehen korri‐

giert worden. Es geht um folgende Bestimmungen: 

‐ Bestimmung über den Sinn und Zweck der Kreditfähigkeitsprüfung (Art. 22 KKG),  

‐ Bestimmungen über die Informationsstelle für Konsumkredit (Art. 23 und 24 KKG und Art. 25 Abs. 1 

und 3),  

‐ die Bestimmungen im Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (Art. 36) und  

‐ die Bestimmungen über die Bewilligungspflicht der Kreditvermittlung (Art. 39 und 40). 

Art. 8  Einschränkung 

alt:	 neu:	

1	Leasingverträge	im	Sinne	von	Artikel	1	Ab‐
satz	2	Buchstabe	a	unterstehen	nur	den	Arti‐
keln	11,	13–16,	17	Absatz	3,	18	Absätze	2	und	
3,	19–21,	26,	29,	31–35,	37	und	38.	

1
 Leasingverträge	im	Sinne	von	Artikel	1	Ab‐
satz	2	Buchstabe	a	unterstehen	nur	den	Arti‐
keln	11,	13–16,	17	Absatz	3,	18	Absätze	2	und	
3,	19–24,	25	Absätze	1	und	3,	26,	29	und	
31–40. 

2	Konti	für	Kredit‐	und	Kundenkarten	mit	
Kreditoption	sowie	Überziehungskredite	auf	
laufendem	Konto	unterstehen	nur	den	Arti‐
keln	12–16,	17	Absätze	1	und	2,	18	Absätze	1	
und	3,	19–21,	27,	30–35,	37	und	38.	

2Konti	für	Kredit‐	und	Kundenkarten	mit	Kre‐
ditoption	sowie	Überziehungskredite	auf	lau‐
fendem	Konto	unterstehen	nur	den	Artikeln	
12–16,	17	Absätze	1	und	2,	18	Absätze	1	und	
3,	19–24,	25	Absätze	1	und	3,	27,	30–40. 
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Verlängerung	der	Widerrufsfrist	auf	14	Tage	
Per 1. Januar 2016 ist beim Haustürgeschäft, bei der Partnervermittlung und beim Konsumkredit 

das Widerrufsrecht von sieben auf 14 Tage verlängert worden. 

Art. 16  Widerrufsrecht 

alt:	 neu:	

1	Die	Konsumentin	oder	der	Konsument	kann	
den	Antrag	zum	Vertragsabschluss	oder	die	
Annahmeerklärung	innerhalb	von	sieben	Ta‐
gen	schriftlich	widerrufen.	Kein	Widerrufs‐
recht	besteht	im	Falle	von	Artikel	12	Absatz	
4.	

1	Die	Konsumentin	oder	der	Konsument	kann	
den	Antrag	zum	Vertragsabschluss	oder	die	
Annahmeerklärung	innerhalb	von	14	Tagen	
schriftlich	widerrufen.	Kein	Widerrufsrecht	
besteht	im	Falle	von	Artikel	12	Absatz	4.	

2	Die	Widerrufsfrist	beginnt	zu	laufen,	sobald	
die	Konsumentin	oder	der	Konsument	nach	
den	Artikeln	9	Absatz	1,	11	Absatz	1	oder	12	
Absatz	1	eine	Kopie	des	Vertrags	erhalten	
hat.	Die	Frist	ist	eingehalten,	wenn	die	Wider‐
rufserklärung	am	siebenten	Tag	der	Post	
übergeben	wird.	

2	Die	Widerrufsfrist	beginnt	zu	laufen,	sobald	
die	Konsumentin	oder	der	Konsument	nach	
den	Artikeln	9	Absatz	1,	11	Absatz	1	oder	12	
Absatz	1	eine	Kopie	des	Vertrags	erhalten	
hat.	Die	Frist	ist	eingehalten,	wenn	die	Wider‐
rufserklärung	am	letzten	Tag	der	Wider‐
rufsfrist	der	Post	übergeben	wird.	

3	Ist	das	Darlehen	bereits	vor	dem	Widerruf	
des	Vertrags	ausbezahlt	worden,	so	gilt	Arti‐
kel	15	Absätze	2	und	3.	Im	Falle	eines	Abzah‐
lungskaufs,	einer	auf	Kredit	beanspruchten	
Dienstleistung	oder	eines	Leasingvertrags	gilt	
Artikel	40	f	des	Obligationenrechts.	

3	Ist	das	Darlehen	bereits	vor	dem	Widerruf	
des	Vertrags	ausbezahlt	worden,	so	gilt	Arti‐
kel	15	Absätze	2	und	3.	Im	Falle	eines	Abzah‐
lungskaufs,	einer	auf	Kredit	beanspruchten	
Dienstleistung	oder	eines	Leasingvertrags	gilt	
Artikel	40	f	des	Obligationenrechts.	Bei	
missbräuchlichem	Gebrauch	oder	miss‐
bräuchlicher	Nutzung	der	Sache	während	
der	Widerrufsfrist	schuldet	die	Konsu‐
mentin	oder	der	Konsument	eine	ange‐
messene	Entschädigung,	die	sich	am	
Wertverlust	der	Sache	bemisst.	

Neue	Regeln	für	die	Kreditfähigkeitsprüfung	
Nach wie vor darf sich die Kreditgeberin auf die Angaben der Konsumentin oder des Konsumenten 

zum Haushaltsbudget verlassen. Beim Leasingvertrag kann sie sich auch auf die Angaben zu Ver‐

mögenswerten verlassen, welche die Bezahlung der Leasingraten sicherstellen (was immer das 

sein soll). 

Das Gesetz hält nun ausdrücklich fest, was die Kreditgeberinnen schon vorher machen konnten – 

und in der Praxis auch machten: Sie können einen Auszug aus dem Betreibungsregister und einen 

Lohnnachweis (oder andere Dokumente zum Einkommen) verlangen. 

Verschärft werden die Pflichten der Kreditgeberin, wenn sie an den Angaben der Konsumentin 

zweifelt: Sie muss die Angaben der Gesuchstellerin mit weiteren Dokumenten prüfen. Und sie darf 

sich nicht mit dem Auszug aus dem Betreibungsregister und den Lohnnachweisen begnügen. 

Die Kreditgeberin wird in diesem Zusammenhang zusätzlich in die Pflicht genommen. Der Verstoss 

gegen ihre Pflichten im Zusammenhang mit den Angaben der Konsumentin kann neu eine der 

Sanktionen nach Art. 32 KKG auslösen. 
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Art. 31  Bedeutung der Angaben der Konsumentin oder des Konsumenten 

alt:	 neu:	
1	Die	Kreditgeberin	darf	sich	auf	die	Angaben	
der	Konsumentin	oder	des	Konsumenten	zu	
den	finanziellen	Verhältnissen	(Art.	28	Abs.	2	
und	3)	oder	zu	den	wirtschaftlichen	Verhält‐
nissen	(Art.	29	Abs.	2	und	30	Abs.	1)	verlassen.		

1	Die	Kreditgeberin	darf	sich	auf	die	Angaben	
der	Konsumentin	oder	des	Konsumenten	zu	
den	finanziellen	Verhältnissen	(Art.	28	Abs.	2	
und	3)	oder	zu	den	wirtschaftlichen	Verhält‐
nissen	(Art.	29	Abs.	2	und	30	Abs.	1)	verlassen.	Sie	
kann	von	der	Konsumentin	oder	dem	
Konsumenten	einen	Auszug	aus	dem	Be‐
treibungsregister	und	einen	Lohnnach‐
weis	oder,	wenn	keine	unselbstständige	
Tätigkeit	vorliegt,	sonstige	Dokumente	
einfordern,	die	über	deren	oder	dessen	
Einkommen	Auskunft	geben.	

2	Vorbehalten	bleiben	Angaben,	die	offen‐
sichtlich	unrichtig	sind	oder	denjenigen	der	
Informationsstelle	widersprechen.	

 

3	Zweifelt	die	Kreditgeberin	an	der	Richtig‐
keit	der	Angaben	der	Konsumentin	oder	des	
Konsumenten,	so	muss	sie	deren	Richtigkeit	
anhand	einschlägiger	amtlicher	oder	privater	
Dokumente	wie	des	Auszugs	aus	dem	Betrei‐
bungsregister	oder	eines	Lohnausweises	
überprüfen.	

3	Zweifelt	die	Kreditgeberin	an	der	Richtig‐
keit	der	Angaben	einer	Konsumentin	oder	
eines	Konsumenten,	so	muss	sie	deren	Rich‐
tigkeit	anhand	einschlägiger	amtlicher	oder	
privater	Dokumente	überprüfen.	Sie	darf	
sich	bei	der	Überprüfung	nicht	mit	den	
Dokumenten	nach	Absatz	1	begnügen.	

Art. 32  Sanktion  

alt:	 neu:	
1	Verstösst	die	Kreditgeberin	in	schwerwie‐
gender	Weise	gegen	die	Artikel	28,	29	oder	
30,	so	verliert	sie	die	von	ihr	gewährte	Kre‐
ditsumme	samt	Zinsen	und	Kosten.	Die	Kon‐
sumentin	oder	der	Konsument	kann	bereits	
erbrachte	Leistungen	nach	den	Regeln	über	
die	ungerechtfertigte	Bereicherung	zurück‐
fordern.		

1	Verstösst	die	Kreditgeberin	in	schwerwie‐
gender	Weise	gegen	Artikel	28,	29,	30	oder	
31,	so	verliert	sie	die	von	ihr	gewährte	Kre‐
ditsumme	samt	Zinsen	und	Kosten.	Die	Kon‐
sumentin	oder	der	Konsument	kann	bereits	
erbrachte	Leistungen	nach	den	Regeln	über	
die	ungerechtfertigte	Bereicherung	zurück‐
fordern.	

2	Verstösst	die	Kreditgeberin	gegen	Artikel	
25,	26	oder	27	Absatz	1	oder	in	geringfügiger	
Weise	gegen	die	Artikel	28,	29	oder	30,	so	
verliert	sie	nur	die	Zinsen	und	die	Kosten.	

2	Verstösst	die	Kreditgeberin	gegen	Artikel	
25,	26	oder	27	Absatz	1	oder	in	geringfügiger	
Weise	gegen	Artikel	28,	29,	30	oder	31,	so	
verliert	sie	nur	die	Zinsen	und	die	Kosten.	
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Verbot	aggressiver	Werbung	
Artikel 36, der auf das Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb hinweist, hat neu einen 

Randtitel bekommen («Grundsatz»), weil neu das Verbot der aggressiven Werbung in zwei neuen 

Artikeln (Art. 36a und Art. 36b) geregelt wird.  

Das Parlament hat es der Kreditinstituten und Leasinggesellschaften überlassen, in einer Konventi‐

on selbständig zu regeln, welche Werbung verboten sein soll. Der Bundesrat soll nur eingreifen, 

wenn die Konvention nicht zustande kommen oder wenn sie ungenügend sein sollte. 

Die Konvention ist am 27. November 2015 abgeschlossen worden. Sie befindet sich im Anhang die‐

ses Updates. 

neu:	

Art. 36a Aggressive Werbung 
1	Für	Konsumkredite	darf	nicht	in	aggressiver	Weise	geworben	werden.	
2	Die	Kreditgeberinnen	umschreiben	in	einer	privatrechtlichen	Vereinbarung	in	ange‐
messener	Weise,	welche	Werbung	als	aggressiv	gilt.	
3	Der	Bundesrat	regelt,	welche	Werbung	als	aggressiv	gilt,	wenn	innert	angemessener	
Frist	keine	Vereinbarung	zustande	gekommen	ist	oder	wenn	er	diese	Vereinbarung	für	
ungenügend	erachtet.	

Art. 36b Strafbestimmung 

Wer	vorsätzlich	gegen	das	Verbot	der	aggressiven	Werbung	verstösst,	wird	mit	Busse	
bis	zu	100	000	Franken	bestraft.	

Bewilligungsvoraussetzungen	für	Kreditvermittler	
Die Voraussetzungen für die Erteilung einer Kreditvermittlungsbewilligung sind etwas klarer for‐

muliert worden. 

Art. 40  Bewilligungsvoraussetzungen 

alt:	 neu:	
1	Die	Bewilligung	ist	zu	erteilen,	wenn	der	
Gesuchsteller:		

a.	 zuverlässig	ist	und	in	geordneten	Vermö‐
gensverhältnissen	lebt;		

1	Die	Bewilligung	ist	zu	erteilen,	wenn	der	
Gesuchsteller:		

a.	 Gewähr	für	eine	einwandfreie	Ge‐
schäftstätigkeit	bietet	und	in	geordneten	
Vermögensverhältnissen	lebt;		
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